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— Rechtssicherheit für die Mandanten zu der Frage, welche
Anforderungen sie an ihren Rechtsanwalt stellen können;

— Information für die Vertreter anderer Rechtspflegeorgane, 
~welche Pflichten Rechtsanwälte haben und welche Mit­
wirkung durch sie zu erwarten ist.

3. Zu einigen inhaltlichen Aspekten des Beschlusses

Die Formulierung der Berufspflichten mußte so erfolgen, daß 
nicht nur der Regelfall erfaßt wird. Das führte zwangsläufig 
zu bestimmten Einschränkungen, die der Kommentierung be­
dürfen. Das ist vorgesehen, wenn bei der Anwendung des Be­
schlusses hinreichende Erfahrungen vorliegen. Einige Ziffern 
sollen wegen ihrer Bedeutung, zur .Vermeidung von Mißver­
ständnissen oder zur näheren Erklärung jedoch schon jetzt 
erläutert werden:
Zur Präambel:
Von besonderer Bedeutung ist die Definition des Rechts­
anwalts als gesellschaftliches Organ der Rechtspflege. Eine 
solche Charakterisierung — die übrigens jahrelang umstritten 
war — ermöglicht es dem Rechtsanwalt und aktiviert ihn zu­
gleich, über die Vertretung des Mandanten hinaus Einfluß 
auf die Rechtsentwicklung in der DDR zu nehmen. Sie ist 
Grundlage dafür, von ihm grundsätzlich die Annahme eines 
Mandats zu fordern, da aus dem ZGB eine Vertragsabschluß­
pflicht nicht hergeleitet werden kann. Der Begriff „gesell­
schaftliches Organ“ soll zum Ausdruck bringen, daß die 
Rechtsanwaltschaft keine staatliche Einrichtung ist.

Die Anknüpfung an fortschrittliche und antifaschistische 
Traditionen und das humanistische Erbe der Anwaltschaft 
wird in den einzelnen Abschnitten des Beschlusses sichtbar 
gemacht. Die Rechtsanwälte in der DDR stehen solidarisch an 
der Seite der Unterdrückten in der Welt, insbesondere an der 
Seite der Rechtsanwälte, die wegen ihres entschlossenen Ein­
tretens für die Menschenrechte, für Demokratie und sozialen 
Fortschritt oder einfach nur deshalb verfolgt werden, weil 
sie ihren Beruf korrekt ausüben, wie z. B. einige Verteidiger 
der Arbeiterführer Kutlu und Sargin in der Türkei. Mit ihren 
spezifischen Mitteln setzen sich die Rechtsanwälte für die 
Friedenssicherung und Völkerverständigung ein. Sie sind auf- 
gerufen, sich für die Einhaltung und Verwirklichung der Men­
schenrechte zu engagieren.
Zu Ziff. 1 :
Der Rechtsanwalt in der DDR tritt im Interesse seines Man­
danten für die Verwirklichung des sozialistischen Rechts ein, 
weil es dem Fortschritt und dem Humanismus dient. Er soll 
sich für die Rechtsänderungen engagieren, wenn die gesell­
schaftliche Entwicklung sie erfordert. Das schließt die Aus­
einandersetzung mit geltenden' Rechtsvorschriften und ihrer 
Anwendung sowie die Forderung nach Änderung, Ergänzung 
oder Aufhebung von Rechtsvorschriften ein, wenn diese dem 
Stand der gesellschaftlichen Entwicklung nicht mehr ent­
sprechen. Solange Rechtsvorschriften gelten, sind sie — wie 
für jeden anderen Bürger — für den Rechtsanwalt bindend.

Der Rechtsanwalt hat selbst darauf zu achten, daß seine 
Unabhängigkeit gewahrt bleibt.
Zu Ziff. 2:
Seine Unabhängigkeit hat der Rechtsanwalt auch gegenüber 
dem Mandanten zu wahren (vgl. Ziff. 19 und 20). Es wird deut­
lich gemacht, daß der Rechtsanwalt seinen Beitrag zur Rechts­
verwirklichung leistet, i n d e m  er konsequent die rechtlich 
geschützten Interessen seines Mandanten vertritt. Gegen die 
Interessen seines Mandanten gerichtete Aktivitäten sind von 
ihm nicht zu erwarten und wären pflichtwidrig.

Darüber hinaus hat der Anwalt die Aufgabe, konfliktvor­
beugend zu wirken, indem er seinem Mandanten dessen 
Rechte und Pflichten erläutert und ihn zur Einhaltung des 
Rechts anhält.
Zu Ziff. 7:
Mit dieser Bestimmung soll gesichert werden, daß der Rechts­
anwalt seine Arbeitskraft voll seinem Mandanten zur Ver­
fügung stellt. Eine nebenberufliche Tätigkeit des Rechtsan­
walts darf dem Ansehen der Rechtsanwaltschaft nicht scha­
den; er hat es vielmehr auch außerhalb seiner beruflichen Tä­
tigkeit zu wahren (vgl. Ziff. 3).

Zu den Ziff. 12 bis 14: '
Ziffer 12 enthält in gewissem Sinne eine Vertragsabschluß­
pflicht des Rechtsanwalts und sichert auf diese Weise den 
Bürgern die anwaltliche Vertretung.

Die P f l i c h t  des Rechtsanwalts zur Verweigerung des 
Vertragsabschlusses ist in Ziff. 13 geregelt. Der Interpretation 
bedarf die Formulierung, daß der Rechtsanwalt ein Mandat 
nicht übernehmen darf, wenn er „die ordnungsgemäße Auf­
tragserledigung nicht gewährleisten kann“. Ціет sind Fälle 
der Überlastung, der eigenen Befangenheit usw., nicht aber 
Fälle ungenügender Qualifikation des Anwalts gemeint. Selbst­
verständlich kann der Rechtsanwalt einen Spezialisten emp­
fehlen, ggf. hat er sich aber selbst die erforderlichen Kennt­
nisse zu verschaffen.

Ziffer 14 regelt das R e c h t  des Rechtsanwalts zur Ver­
weigerung des Vertragsabschlusses. Ein „wichtiger Grund“ 
kann z. B. die weite Entfernung des Gerichts, die ungenü­
gende Zahlungsbereitschaft oder Zahlungsfähigkeit des Man­
danten oder die Tatsache sein, daß ein Rechisanwalt be­
stimmte Rechtsgebiete generell nicht bearbeitet. Der Rechts­
anwalt ist nicht verpflichtet, Aufträge zu übernehmen, deren 
Anliegen er für offensichtlich unbegründet hält (gemäß Ziff. 19 
trifft das nicht für die Einlegung eines Rechtsmittels nach 
Auftragsannahme zu). Nimmt er einen solchen Auftrag den­
noch an, sollte er sich die Belehrung über die Aussichtslosig­
keit von seinem Mandanten gegenzeichnen lassen.

Statussachen dürfen nicht mit dem Hinweis auf die offen­
sichtliche Unbegründetheit des Anliegens, wohl aber aus an­
deren wichtigen Gründen abgelehnt werden. Zu anderen Sta­
tussachen zählen auch Anliegen wegen Reisen oder ständiger 
Ausreisen. _ .
Zu Ziff. 17:
Aus dem letzten Satz ergibt sich auch, daß der Rechtsanwalt 
gegen das Interesse seines Mandanten berechtigt ist, Be­
schwerde gegen einen Gebührenwertbeschluß einzulegen, um 
eine ordnungsgemäße Abrechnung der Rechtsanwaltskosten zu 
ermöglichen.
Zu Ziff. 18:
Die Formulierung, daß der Rechtsanwalt g r u n d s ä t z l i c h  
nicht gleichzeitig für und gegen denselben Mandanten tätig 
werden darf, soll auf einige Sonderfälle hinweisen. So gibt es 
Anwälte, die über Jahre Großgläubiger (z. B. Sparkassen) 
vertreten haben und noch immer Vollstreckungsaufträge für 
sie realisieren. Das soll die Auftragsannahme eines Bürgers 
in einem Rechtsstreit gegen den Großgläubiger, sofern kein 
sachlicher Zusammenhang besteht, jedoch nicht ausschließen. 
Vertritt der Rechtsanwalt hingegen einen Betrieb im Rahmen 
eines Betreuungsvertrags, so ist eine Vertretung gegen diesen 
Betrieb ausgeschlossen. ~ ,

Eine weitere Ausnahme kann dann gegeben sein, wenn 
gegen einen Mandanten die Kostenfestsetzung betrieben, aber 
dennoch ein neuer Auftrag angenommen werden soll. Das 
kann z. B. bei einem Strafgefangenen der Fall sein, der zeit­
weilig nicht zahlungsfähig ist. Andererseits kann die Zah­
lungsunfähigkeit bzw. Zahlungsunwilligkeit eines Bürgers 
auch eine Ablehnung von Aufträgen rechtfertigen.
^ Der Rechtsanwalt ist berechtigt, gleichzeitig für und gegen 

seinen Mandanten die Vollstreckung einzuleiten, wenn da­
durch Rechtsanwaltskosten schneller zu realisieren sind. Das 
ist möglich, weil der Mandant mit Unterzeichnung der Voll­
macht seine Ansprüche an den Rechtsanwalt bis zur Höhe der 
Rechtsanwaltskosten abtritt.
Zu Ziff. 20:
Klargestellt wurde, daß der Rechtsanwalt seinen Mandanten 
nicht zu wahrheitswidrigen Erklärungen veranlassen darf.

Die Formulierung einer Orientierung, den Mandanten aus­
drücklich zu wahrheitsgemäßen Erklärungen aufzufordern, 
hatte allerdings zu unterbleiben, da eine solche Pflicht im 
Strafverfahren nicht besteht und dahingehend mißverstanden 
werden könnte, daß der Rechtsanwalt seinen Mandanten zu 
einem Geständnis zu bewegen hat.

Von besonderer Bedeutung ist die Formulierung, daß der 
Rechtsanwalt ausschließlich an die Sachverhaltsdarstellung 
seines Mandanten gebunden ist. Sie macht deutlich, daß der 
Rechtsanwalt z. B. im Strafverfahren nicht von der Schuld


